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Wortspielerei im Stadtrat
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Von Marius Koity 09.09.2005   
Bürgermeister Roolant und Stadtrat in Pößneck sind sich treu geblieben: Die Stadt hat ein eindeutiges Problem, nämlich den Rechtsextremismus; beim Namen wird das Übel im Beschluss zur Bildung eines Präventionsrates, der den Rechtsextremismus bekämpfen soll, aber nicht genannt. Klar müssen auch extreme Linke im Auge behalten werden. Doch linken Extremismus gibt es in Pößneck so gut wie nicht. Das hat Thüringens Verfassungsschutz-Präsident Sippel festgestellt. Bürgermeister und Stadtrat haben auf die rechten Umtriebe in Pößneck immer nur reagiert. Der Präventionsrat soll indes handeln, bevor etwas passiert, und das muss nun klappen. Man darf gespannt sein, wie die evangelische Kirche oder das Aktionsbündnis Courage eingebunden werden, die sich im Kampf gegen den Rechtsextremismus die Verbalakrobatik des Stadtrates sparen. Kein Ziel für den vom Bürgermeister geführte Präventionsrat sollte die PDS-Stadträtin Truschzinski sein. Als der Bürgermeister vor zwei Jahren eingeschlagene Döner-Imbiss-Scheiben als Konflikt unter hiesigen Türken zu verkaufen versuchte, hatte Frau Truschzinski längst nicht nur mit Worten Position bezogen.
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Präventionsrat soll in Pößneck Extremismus bekämpfen


Rechtsextremismus-Problem wird in Stadtratsbeschluss nicht erwähnt
Von OTZ-Redakteur Marius Koity Pößneck. 09.09.2005   

Der Pößnecker Stadtrat hat in seiner Sitzung vom Donnerstag Bürgermeister Michael Roolant (CDU) mit der Einrichtung eines "Präventionsrates gegen politischen Extremismus in der Stadt Pößneck" beauftragt. Der Bürgermeister soll diesem Gremium auch vorsitzen. Einem nicht öffentlich Lenkungsausschuss des Präventionsrates sollen die Pößnecker Stadtratsfraktionen, die Polizeiinspektion, das Schulamt und der Saale-Orla-Kreis angehören. Im Präventionsrat selber sollen aber auch u. a. "kirchliche, soziale, wirtschaftliche und private Organisationen" mitwirken.

Der Präventionsrat will mit "politischer Aufklärung" vor den Gefahren des politischen Extremismus warnen und mit "konkreten Strategien" gegen diesen angehen. Es sollen Konzepte und Aktionen u. a. gegen jede Form von Fremdenfeindlichkeit und politisch motivierter Gewalt entwickelt werden. Wie in der Stadtratsdebatte zu diesem Thema zu hören war, sollen "Keimzellen an Schulen" frühzeitig bekämpft werden und auch auf einzelne Familien eingewirkt werden.

Mit keiner Silbe wird in der Vorlage des Stadtrates erwähnt, dass der Präventionsrat in erster Linie den Rechtsextremismus in Pößneck bekämpfen soll. So beantragte Constanze Truschzinski (PDS), dass das neue Gremium "Präventionsrat gegen Rechtsextremismus" genannt wird, zumal sich alle Fraktionen über die Probleme in Pößneck im klaren seien; ihr Vorschlag fand allerdings nur ihre Zustimmung. Wo es Rechtsextremisten gibt, seien Linksextremisten nicht weit, sagte Alf-H. Borchardt (CDU), "beiden Seiten müssen wir die Stirn bieten". Fritz Kleine (PDS) verurteilte linke Gewalt und warnte davor, Links- und Rechtsextremismus in einen Topf zu werfen: Linksextremismus sei in der Regel eine Reaktion auf Rechtsextremismus. Der Bürgermeister verwies auf fachbehördliche Empfehlungen, eine "einseitige Politisierung" des Präventionsrates zu unterlassen; er kam aber nicht umhin einzuräumen, dass die Probleme in Pößneck eindeutig am äußeren rechten Rand des politischen Spektrums liegen. Höchst interessant war dann, was der ehemalige Republikaner-Chef mit einem aktuellen Faible für die PDS Wolfgang Kleindienst (Birso) fragte: "Wann ist ein Mensch extremistisch?" Alf-H. Borchardt traute sich eine Antwort zu: "Extremistisch ist man, wenn man die Meinung des Anderen nicht mehr gelten lässt und Menschen verachtend mit Menschen umgeht."

